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Zu Frage 1: 

Sind Sie be~eit, das Arbeitsvermittlungsmonopol der Arbeitsämter 

zu beseitigen? 

Antwort: 

Österreich hat das von der allgemeinen Konferenz der internatio­

nalen Arbeitsorganisation am 9. Juli 1948 angenommene Übereinkom­

men (Nr. 88) über die Organisation der Arbeitsmarktverwaltung am 

11. August 1973 ratifiziert . In diesem Übereinkommen verpflich­

tet sich jedes Mitglied der internationalen Arbeitsorganisation, 

eine öffentliche, unentgeltliche Arbeitsmarktverwaltung zu 

unterhalten, wobei die Arbeitsmarktverwaltung aus einem das 

ganze Land umfassenden System von Arbei tsämtern unter Leitung 

einer Zentralbehörde zu bestehen hat. 
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Ich bin nicht bereit, das internationale Ansehen Österreichs zu 

gefährden, indern von diesem Übereinkommen, das am 25. September 

1974 in Kraft getreten ist, abgerUckt wird. 

Ich sehe dazu auch deshalb keinen Anlaß, weil bereits zum gegen­

wärtigen Zeitpunkt in Übereinstimmung mit dem zitierten ILO­

Übereinkommen in Österreich Einrichtungen außerhalb der Arbeits­

marktverwaltung zur Arbeitsvermittlung zugelassen werden. 

Zu Frage 2: 

Wenn ja, in welcher Art und Weise könnten Sie sich eine Neurege­

lung vorstellen? 

Antwort: 

In den §§ 17 und 18 des Arbeitsmarktförderungsgesetzes ist fest­

gelegt, unter welchen besonderen Bedingungen sowohl die unent­

geltliche als auch die entgeltliche Arbeitsvermittlung außerhalb 

der Einrichtungen der Arbeitsmarktverwaltung durchgefUhrt werden 

kann . 

. Sie stellen sicher, daß in allen jenen Fällen, in denen auf der 

Grundlage einer vorherigen Zustimmung durch das Bundesministerium 

fUr Arbeit und Soziales die entgeltliche wie unentgeltliche 

Arbei tsvermi ttlungermöglicht wird, jene Grund,sätze und Richt­

linen eingehalten werden, die fUr die DurchfUhrung der Arbeits­

vermittlung im Gesamtrahmen einer modernen Sozial- und Arbeits­

marktpolitik unabdingbar sind. Angesichts der Bedingungen auf dem 

österreichischen Arbeitsmarkt ist es eine grundlegende politische 

Verpflichtung dafUr Sorge zu tragen, daß - wie dies der inter­

national hoch angesehene Univ. Prof. Kurt Rothschild ausgedrUckt 

hat - die schwächere Stellung der Arbeiter am Arbeitsmarkt, denen 

die Mittel fehlen, zu warten und sich ausreichende Informationen 

zu verschaffen, nicht durch private und unkontrollierte Vermitt­

lungsstellen ausgenUtzt werden kann. 

Arbeitslose sind a~f Grund ihrer Situation auf öffentliche Hilfe 
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bzw. Unterstützung geradezu angewiesen. Dabei geht es um die 

Existenzsicherung jedes einzelnen Betroffenen und seiner Angehö­

rigen, für die der Verlust des Arbeitsplatzes meist schwerwiegen­

de Folgen hat. Es ist kaum anzunehmen, daß ein privates, be­

triebswirtschaftlich orientiertes Vermittlungsunternehmen auf 

derartige Ungleichheiten auf dem Arbeitsmarkt eingeht. Vielmehr 

würde ein Selektionsprozeß stattfinden, der bewirkt, daß die 

"Schwächsten" überbleiben. Ein entwickelter Sozialstaat wie 

Österreich ist verpflichtet, allen, insbesondere benachteiligten 

Gruppen im Rahmen seiner Möglichkeiten Hilfe anzubieten. Dies 

wird 1m allgemeinen auch nicht bestritten. Häufig wird jedoch 

vorgeschlagen, die ·öffentl iche Arbei tsmarktverwal tung möge sich 

auf die benachteiligten Gruppen beschränken. Eine Arbeitsmarktor­

ganisation, die sich ausschließlich auf Arbeitlose oder überhaupt 

nur auf von der Gesellschaft diskr iminierte Gruppen und dami t 

lediglich auf einen Teil des Arbeitsmarktes konzentrieren würde, 

hätte in weiterer Folge nur ein geringen Zugang zum Arbeitsmarkt. 

Daher muß die öffentliche Arbeitsmarktverwaltung permanent einen 

allgemeinen und umfassenden Arbeitsmarktzugang für alle arbei t­

suchenden Arbeitnehmer/innen und alle Arbeitskräfte suchenden 

Arbeitgeber/innen anstreben und mittelfristig realisieren. Mit 

einem eingeengten Marktzugang wäre es nur schwer möglich, allen 

Kunden - A~beitgebern wie Arbeitnehmern - effektive Hilfe anzu­

bieten. Alle Kunden der Arbeitsmarktverwaltung ~ auch jene, die 

bisher noch nicht den Zugang zur Arbeitsmarktverwaltung gefunden 

haben müssen ein entsprechendes Serviceangebot vorfinden. 

Dieses umfassende Angebot ist ausschließlich im Rahmen einer 

öffentlichen Dienstleistungseinrichtung realisierbar. Dies zeigt 

auch ein Artikel in der Zei tschr ift "industr ie" vom 24. August 

1988, in dem es lakonisch heißt:"15 - 18 Assignments pro Jahr und 

Mi tarbei ter sind ein· Maximum". Würde sich die österreichische 

Arbeitsmarktverwaltung diesen Maßstab setzen, wären die Aus­

wirkungen auf die Betreuung der Arbei tssuchenden katastrophal, 

denn im Rahmen der österreichischen Arbeitsmarktverwaltung wurden 

im Jahr 1988 von rd. 1200 Betreuungskräften im Arbeitsmarkt­

service rd. 4,2 Mio. Beratungs- und Informationsgespräche mi t 

Arbei tgebern wir Arbeitsuchenden geführt. Allein im vergangenen 

Jahr wurden 316.000 Arbeitsuchende vermittelt und im Auftrag von 
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Arbeitgebern rd. 186.000 Arbeitsplätze erfolgreich besetzt. Dabei 

ist zu berücksichtigen, daß mit diesen Kennzahlen nur jene Ver­

mittlungserfolge zum Ausdruck kommen, die durch unmittelbares 

Mitwirken der Beratungskräfte bei den Arbeitsämtern zustandege­

kommen sind. Der tatsächliche Erfolg ist weitaus höher anzuset­

zen, da die österreichische Arbeitsmarktverwaltung allen Kunden 

ein entwickeltes Angebot zur Selbstbedienung, sowohl was die 

offenen Stellen als auch was die vorgemerkten Arbei tsuchenden 

betrifft, bereitstellt. 

Es wäre ein fataler Rückschritt mit weitreichenden Auswirkungen, 

würde man den in der Vergangenhei t eingeschlagenen Weg einer 

öffentlichen Arbeitsmarktverwaltung als österreichweit eingerich­

teter Dienstleistungsorganisation verlassen. 

Zu Frage 3: 

Wenn nein, warum halten Sie an dem ineffizienten Arbeitsvermitt­

lungsmonopol der Arbei tsämter fest, bei dem es auf der einen 

Seite einen gewaltigen Arbeitskräftemangel gibt und auf der 

anderen Seite kaum ein Sinken der Arbeitslosenrate trotz Hochkon­

junktur fes~stellbar ist? 

Antwort: 

Ich kann dem in ihrer Frage zum Ausdruck gebrachten Wirkungszu­

sammenhang zwischen der Tätigkei t der Arbei tsämter und der Ar­

beitsmarktlage in keiner Weise zustimmen. Es ist eine unter den 

internationalen Arbei tsmarktexperten außer Strei t gestellte 

Tatsache, daß die Entwicklung von Beschäftigung und die Verände­

rung der Arbei tslosigkei t wesentlich von der generellen Wirt­

schafts-, Konjunktur-, Beschäftigungs- und Strukturpolitik beein­

flußt werden, und daß in diesem Zusammenhang der Arbeitsmarktpo­

li tik eine wichtige, ergänzende Aufgabe zur Wahrung der Funk­

tionsfähigkeit des Arbeitsmarktes zukommt. Es besteht weitgehen­

de Übereinstimmung in der Fachöffentlichkeit, daß das Niveau der 
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Arbeitslosigkeit aktuell und mittelfristig von Angebots- und 

Nachfragefaktoren bestimmt wird. Die erfreuliche Hochkonjunktur 

in Österreich fUhrt zu einem doch deutlich sichtbaren Angebots­

sog, der darin zum Ausdruck kommt, daß beispielsweise Frauen eine 

Uberdurchschni ttliche Erwerbsneigung verzeichnen, daß in großem 

Umfang Arbeitskräfte aus Nachbarstaaten auf den österreichischen 

Arbeitsmarkt drängen, eine Entwicklung die nicht zuletzt von den 

gesellschaftspoli tischen Umwälzungen in den östlichen Nachbar­

staaten gefördert w.ird. Es ist auch nicht wei ter Uberraschend, 

daß zur Ausnutzung der aktuellen Konjunkturlage eine Reihe von 

meist kleinen und mittleren Unternehmen zusätzliche Arbeitsplätze 

anbieten, die von ihren Arbeitsbedingungen, von der Arbeitszeit­

gestaltung und den Lohn- und Gehaltsangeboten als strukturpoli­

tisch problematisch bezeichnet werden mUssen. 

Gerade auch diese Entwicklung erfordert zur Förderung des öster­
reichischen Arbeitsmarktes eine von den Interessenspositionen der 

verschiedenen Arbeitsmarktparteien unabhängige, den gesamten 

Arbeitsmarkt Uberspannende Einrichtung. Eine privatwirtschaft­

lich organisierte Arbei tsvermi t tlung mUßte prof i tor ientiert 

gefUhrt werden und wäre dieser Aufgabensteilung gegenUber hoff­

nungslos Uberfordert. Sie wäre aus diesem Grund weder flächen­

deckend - l<r isenregionen wUrden ausgespart - noch wUrden alle 

Arbeitssuchenden gleichermaßen betreut. 

Es ist zu erwarten, daß insbesondere sozial Schwächere in einer 

nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten gefUhrtenArbei tsvermi t t­

lung keine entsprechende Betreuung erhal ten, da sie besonders 

schwer unterzubringen sind, somit höhere Kosten verursachen und 

in der Regel auch Uber keine ausreichenden finanziellen Mi t tel 

verfUgen, um (dem Aufwand entsprechend hohe) Vermittlungsge­

bUhren bezahlen zu können. Aus sozialpolitischer Sicht ist es 

daher unverantwortbar, die Vermittlung privaten, marktwirt­

schaftlich orientierten Unternehmen zu Uberlassen. 

Dazu kommt im Fall der Langzei tarbei tslosigkei t auch ein öko­

no~ischer Aspekt. Diese Menschen mUssen vom Staat versorgt wer­

den, was umso teurer ist, je länger es nicht gelingt, sie durch 
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gezielte Vermittlung bzw. Schulungs- und andere Maßnahmen, die ja 

auch organisiert und finanziert werden müssen, in Beschäftigung 

zu bringen. 

Diese Aufgabensteilung ist auch unter längerfristigen Gesichts­

punkten relevant. Je weniger es gelingt, bei einem über mehrere 

Jahre andauernden hohen Niveau der Arbeitslosigkeit das Entstehen 

eines "harten Kerns" schwer vermi ttelbarer Arbei tsloser zu ver­

hindern, desto schwieriger und aufwendiger ist es später, diese 

Langzeit- bzw. Mehrfacharbeitslosigkeit wieder abzubauen. Dequa­

lifizierung und Demotivierung verfestigen sich und schaffen ein 

kaum lösbares gesellschaftliches Problem: die entstehenden Kosten 

(finanzielle Unterstützungsleistungen, arbeitsmarktpolitische 

Fördermaßnahmen) belasten die öffentlichen Haushalte und behin­

dern die Wirtschaft bei der Beschaffung geeigneter Arbeits­

kräfte. 

Um einen möglichst ausgeglichenen Arbeitsmarkt herbeizuführen 

und gleichzeitig die individuellen beruflichen Möglichkeiten der 

Arbeitsuchenden zu verbessern, verfügt die Arbeitsmarktverwaltung 

über ein weitreichendes Netz an Beratungs- und Informationsein­

richtungen , ,an Schulungs- und Qualif ikationsmaßnahmen, an Bei­

hilfen sowie Förderungsmöglichkeiten. Keinem privaten Arbeits­

vermittler stünde ein auch nur annähernd entsprechendes Instru­

mentarium zur Verfügung. 

Die Arbeitsvermittlung besitzt darüberhinaus einen direkten 

Anküpfungspunkt zur Gewährung des Arbei tslosengeldes, und zwar 

über die Prüfung der Arbeitswilligkeit. Von der Beratungskraft am 

Arbeitsamt muß festgestellt werden, inwieweit das Scheitern von 

Vermittlungsbemühungen im Verhalten der Arbeitssuchenden begrün­

det ist, gegebenenfalls kann der Bezug des Arbei tslosengeldes 

gesperrt werden. Ich kann mir nicht vorstellen, wie diese sehr 

sorgfältig abzuwägende Entscheidung im Rahmen einer privatwirt­

schaftlichen Organisation gefällt werden kann, wo der Vermitt­

lungserfolg die Basis für Profit bildet. 
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Pr i vate Arbei tsvermi ttlung neigt, insbesondere wenn sie billig 

ist, zu generell nachteiligen Auswirkungen für Arbei tsuchende. 

Geringe Sorgfalt bei Datenschutzanliegen, unseriöse Vermitt­

lungstä tigkei timSinne schlechter oder "Scheinangebote" sind 

bekannte Phänomene, die am zuverlässigsten durch öffentliche 

Einrichtungen vermieden werden. 

Für die Entwicklung in Österreich ist nicht zuletzt der Gesamt­

überblick über den Arbeitsmarkt entscheidend. Es ist fraglich, ob 

eine private Arbeitsvermittlung ein österreichweites Stellen­

und Arbei tsuchendeninformationssystem entwickeln kann, das dann 

auch überregionalen Ausgleich und Berufswechsel der Arbeitskräfte 

ermöglicht. Insbesondere solche Mobilitätsvorgänge sind ja ge­

samtwirtschaftlich in vielen Fällen gewünscht, und werden häufig 

auch erst durch verschiedene Fördermaßnahmen der öffentlichen 

Hand ermöglicht. 

Es darf auch nicht vergessen werden, daß sich aus der Gesamtent­

wicklung der Wirtschaft und damit des Arbeitsmarktes Notwendig­

keiten ergeben können, die den einzelwirtschaftlichen Interessen 

nicht oder nur zum Teil entsprechen. Die Arbeitsmarktpolitik muß 

bei ihrer Gestaltung gesamtwirtschaftliche Fragen - inneröster­

reichische wie internationale - ebenso berücksichtigen wie bran­

chenmäßige und regionale, und vor allem natürlich die spezi­

fischen Bedürfnisse der Arbeitsuchenden und der Betriebe. Es ist 

nicht zu erwarten, daß eine private Arbeitsvermittlung diese 

unterschiedlichen Interessenlagen ausreichend ausgleichen kann. 

Für die vor uns liegenden 90er Jahre wird von allen Wirtschafts­

forschern/innen ein dramatischer Strukturwandel am Arbei tsmarkt 

prognostiziert. Die Verschiebung innerhalb der Tätigkeitsniveaus 

von unqualifizierten zu qualifizierten Aufgaben bzw. zwischen 

verschiedenen Branchen, aber auch die Änderung der demogra­

phischen Struktur werden weitreichende Mobilitätserfordernisse 

mit sich bringen. Der Anteil der jungen Arbeitskräfte am gesamten 

Arbeitskräftepotential wird zu Gunsten derjenigen im Haupter­

werbsalter stark abnehmen; ebenso wird der Anteil der Frauen am 
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Erwerbsleben sehr stark zunehmen. Dies wird eine intensive Be­

treuung einer großen Zahl von Arbeitnehmer/innen wie Arbeit­

geber/innen zur Folge haben. Die eine Komponente der Strukturver­

änderung , nämlich die Veränderung der Zusammensetzung der Er­

werbsbevölkerung bedeutet, daß in Österreich ein wesentlich 

stabileres Erwerbspotential zur Verfügung stehen wird als in der 

Vergangenheit - mit entsprechenden Konsequenzen für die Bewälti­

gung des Strukturwandels . Unternehmer werden lernen müssen, in 

Zusammenhang mi t dem Einsatz älterer Arbeitskräfte umzudenken. 

Umschulung, Weiterbildung und Bildungsplanung werden wesentliche 

Bestandteile der täglichen Leitungsarbeit in Unternehmen. Im 

gleichen Umfang werden Arbeiternehmer/innen verstärkt mit Quali­

f izierungsanforderungen und der Berei tschaft zu Mobili tät kon­

frontiert. Die gleiche Herausforderung an Umstellung und Umden­

ken folgt aus der Änderung der Erwerbstätigkeit von Frauen. 

Frauen werden nicht nur einen steigenden Anteil am gesamten 

Arbeitskräftepotential stellen, sie werden auch besser ausgebil­

det sein, und ihre Berufstätigkei t wie die der Männer als Ent­

scheidung für gesamtes akt i ves Leben ansehen. Diskr iminierende 

Praktiken bei Einstellung, Beförderung und Qualifizierung werden 

zu Recht auf zunehmenden Widerstand stoßen. Die wirtschaft wird, 

wie das gesamte Ausbildungssystem aus eigenem Interesse - unter­

stützt von. den verschiedenen öffentlichen Einrichtungen - die 

Anpassung an veränderte Strukturen vorbereiten und mittragen 

müssen. 

Der Strukturwandel wird vielen Arbeitnehmern/innen die Chance 

höher- und höchstqualifizierter Arbeit bieten. Dies bedeutet 

jedoch auch, daß unqualifizierte bzw. benachteiligte Arbeits­

kräfte vom Arbeitsmarkt verdrängt werden und Gefahr laufen, gänz­

lich aus dem Erwerbsleben ausgegrenzt zu werden. Die Aufgabe der 

öffentlichen Arbeitsmarktverwaltung wird daher noch mehr als 

bisher darin bestehen, Akzente in Richtung Aus- und Weiterbildung 

der Arbeitskräfte, Förderung von Selbstständigkeit und Initiative 

und die Zurückdrängung von Diskr iminierungen und Vorurteilen zu 

setzen. 

Bildungs-, Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspölitik werden die aus 

dem Strukturwandel resultierenden Umstellungsprozesse sowohl auf 

4870/AB XVII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original)8 von 12

www.parlament.gv.at



- 9 -

Seiten der Arbeitgeber/innen als auch der Arbeitnehmer/innen 

unterstützen und absichern müssen. Dieser Aufgabe ist nur eine 

öffentliche Arbei tsmarktverwal tung gewachsen, die mit allen ihr 

zur Verfügung stehenden Ressourcen versucht, die Ungleichheit auf 

dem Arbeitsmarkt und die dort stattfindenden Diskriminierungen 

wirksam zu bekämpfen. Gerade um den Strukturwandel erfolgreich zu 

bekämpfen, wird eine Ausweitung der Dienstleistungen einer 

öffentlichen Arbeitsmarktverwaltung, die als flexible, rasch 

reagierende und ein umfassendes Betreuungsangebot bereitstellen­

de Serviceorganisation eingerichtet wird, unumgänglich sein. 

Zu Frage 4: 

Welche Vorschläge werden Sie zur Entbürokratisierung der Ar­

bei tsmarktverwaltung erstatten . und bis wann ist mit der dies­

bezüglichen Verwirklichung zu rechnen? 

Antwort: 

Bereits in der Vergangenheit wurden umfassende Reformvorhaben im 

Rahmen der Arbeitsmarktverwaltung realisiert, die dazu beigetra­

gen haben, die Grundlagen für ein modernes und effizientes 

Dienstleistungsunternehmen zu schaffen. So haben wir etwa im 

Bereich des Arbei tsmarktserv ice eine EDV-Nutzung, die in ihrem 

Umfang und ihrer Komplexität international beispielhaft ist; 

zugleich wurden auf Grundlage dieser Technik auch die Arbeitsab­

läufe derart umgestaltet, daß unter den gegebenen Rahmenbedin­

gungen die Kundenbetreuung möglichst rasch, problemorientiert 

und kundenfreundlich erfolgen kann. In ähnlicher Form wurden 

auch laufende Bemühungen zur· Vereinfachung und Verbesserung der 

Arbeitsabläufe in den Bereichen der Arbeitsmarktförderung und 

der Arbeitslosenversicherung gesetzt. 

Ta tsächlich sind es aber die gegebenen Rahmenbedingungen , die 

diesen Zielsetzungen und Bemühungen ihre Grenzen setzen. Dazu 

zählen insbesondere der seit Jahren bestehende Personalmangel 

bei den Arbeitsämtern sowie die Einbindung der Arbeitsmarktver­

waltung in das allgemeine Schema der öffentlichen Verwaltung und 
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die daraus resul tierenden Zwänge im Budget- und Haushai tsrecht 

sowie in der Gebäude und Sachverwaltung. Diese Einbindung in die 

Verwaltung behindert in vielfältiger Weise die Umsetzung einer 

flexiblen, rasch reagierenden und lokal wirksamen, aktiven Ar­

beitsmarktpolitik. 

Deshalb habe ich ein Modell einer umfassenden Neugestaltung und 

Neustrukturierung der österreichischen Arbeitsmarktverwaltung 

ausgearbeitet. Die wesentlichen Elemente des Modells sind die 

Einrichtung eines selbständigen, öffentlichen Dienstleistungs­

unternehmens , das außerhalb der bisher igen Behördenorganisation 

und ausgestattet mit Personal - Budgetautonomie sowie unter Ein­

bindung der fUr die Arbeitsmarktpolitik relevanten Sozialpartner 

und Institutionen die von der Bundesregierung vorgegebene Ar­

beitsmarktpolitik umsetzt. 

Ich werde dieses Modell in KUrze der Bundesregierung, 

partnern und der Öffentlichkeit vorzustellen, 

koordinierte, inhaltliche Abstimmung herbeizufUhren. 

Zu Frage 5: 

den Sozial-

um eine 

Ist geplant~ das Arbeitsamt Klagenfurt angesichts der Unzumutbar­

keit der derzeitigen Räumlichkeiten um- bzw. neu zu bauen? 

Antwort: 

Ein Grundankauf fUr den Neubau eines Amtsgebäudes fUr die Ar­

beitsmarktverwaltung in Klagenfurt wurde bereits im Zusammenwir­

ken mit dem Bundesministerium fUr wirtschaftliche Angelegenheiten 

in die Wege geleitet. Die Ankaufsgenehmigung des Bundesministe­

riums fUr Finanzen wurde mittlerweise erteilt, sodaß derzeit die 

Ankaufsverhandlungen zwischen der Bundesgebäudeverwaltung und dem 

GrundstUckseigentUmer stattfinden. 
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Zu Frage 6: 

Sind Sie bereit, eine mobile Berufsberatung mittels Bussen einzu­

richten, um den Arbei tslosen vor Ort die Möglichkei ten von Um­

schulungen und Weiterbildungsmaßnahmen zu demonstrieren? 

Antwort: 

Insoferne Ihre Frage auf einen erleichterten Zugang .des Kunden zu 

den Einr ichtungen der AMV abziel t, entspr icht er meinen Inten­

tionen, die ich allerdings auf andere Weise anstrebe. Denn der 

von Ihnen angeregte Weg hat jedoch eine Reihe von Nachteilen. 

Die Arbeitsmarktverwaltung hat ein österreichweites EDV-Netz 

aufgebaut, über das nicht nur in Sekundenschnelle alle offenen 

Stellen in ganz Österreich abgefragt werden können, sondern über 

das auch sämtliche von der Arbeitsmarktverwaltung finanzierte 

Umschulungskurse in ganz Österreich abrufbar sind. Ebenfalls über 

dieses EDV-Netz verfügt die AMV über ein Berufsinformationssys­

tem, das detaillierte Informationen über sämtliche Lehrberufe 

enthält. Diese nur über die EDV verfügbaren Informationen stel­

len eine ganz zentrale Hilfe und eine qualitativ notwendige 

Vertiefung der Berufsberatung dar. Mobile Berufsberatungsbusse 

können diese EDV-mäßig aufbereiteten Informationen nicht zur 

Verfügung stellen; damit wäre eine qualitativ ausreichende fach­

liche Berufsberatung nur in begrenztem Ausmaß sichergestellt. Ein 

Berufswechsel, und damit verschiedene Umschulungen sind für den 

einzelnen Arbeitslosen äußerst wichtige Entscheidungen, den eine 

intensive Auseinandersetzung mit den Möglichkeiten, aber auch 

Problemen vorangehen muß. Derartig wichtige Entscheidungen können 

und dürfen nicht ad hoc gefällt werden. Informationen in mobilen 

Berufsberatungsbussen , die ja pr imär einer spontan sich infor­

mierenden Laufkundschaft entgegenkämen, sind hier wenig hilf­

reich, da in jedem Falle umfassende, auf die Befürfnisse des 

Kunden abgestimmte Betreuungsschritte im Arbeitsmarktservice 

notwendig sind. Auch angesichts enger personeller Kapazitäten in 

der gegenwärtigen Organisationsform der AMV muß daher die Infor­

mationsfunktion gegenüber der Abdeckung d~s Beratungsbedarfes im 
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Arb~itsamt zurUckstehen. DarUberhinaus bedarf ein Berufswechsel 

oft mehrerer ~ufeinander aufbauender Beratungen, wofUr der Ein­

satz von mobilen Berufsberatungsbussen , die sich Ifd. an ver­

schiedenen Orten befinden, völlig ungeeignet wäre. 

Ich verfolge deshalb ein dichtes Netz von Berufsinformationszen­

tren und -stellen österreichwei t aufzubauen, und dort auf der 

Grundlage moderner Informations- und Beratungstechniken ein 

umfassendes, berufsorientiertes Dienstleistungsangebot bereitzu­

stellen. 

Der Bundesminister: 
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